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„I love taxes“ – das provokante Motto der Kampagne einer kanadischen Frauen-
organisation entwirft einen interessanten Kontrapunkt zur öffentlichen Wahrneh-
mung, Steuern seien zu hoch und das Ziel der Steuerpolitik sollten vor allem 
Steuersenkungen und Möglichkeiten der Steuerersparnis sein. 

Steuerpolitik ist ein heiß umkämpftes Terrain, es geht um Macht und Ein-
fluss. Mit der Ausgestaltung der Steuerpolitik wird einerseits festgelegt, wer wie 
viel zur Staatsfinanzierung beiträgt, und es werden wesentliche Anreize für be-
stimmtes ökonomisches Verhalten gesetzt. Andererseits wird damit aber auch 
entscheidend bestimmt, wie viel Geld dem Staat für öffentliche Ausgaben zur 
Verfügung steht. Der Einfluss unterschiedlicher Interessengruppen auf die Steu-
erpolitik ist sehr ungleich verteilt. Vor allem jene kleine Gruppe mit hohen Ein-
kommen und Vermögen, die überproportional von niedrigen Steuern profitiert, 
ist meist besonders gut organisiert und mit der Regierung vernetzt. 

Gerade in steuerpolitischen Fragen stehen zivilgesellschaftliche AkteurIn-
nen vor vielen Herausforderungen. Die Regierung, die Zugang zu den relevanten 
Informationen hat, kommt ihrer Aufgabe nicht nach, differenzierte Daten und 
Analysen zu Steuerzahlungen und ihren Wirkungen bereitzustellen, insbesondere 
auch dann, wenn es um Geschlechterfragen geht. Gleichzeitig gibt es in steuer-
politischen Fragen wenig Räume für Mitgestaltung. Steuerdebatten gelten oft als 
technisch und damit als einem engen Kreis von ExpertInnen vorbehalten, obwohl 
gerade in diesem Bereich die Debatte von vielen Mythen – unter anderem dem 
Mythos der Geschlechtsneutralität des Steuersystems – und wenig Fakten domi-
niert wird. 

Der Beitrag zeigt anhand von Beispielen aus drei Ländern, wie emanzipato-
rische zivilgesellschaftliche Einmischung in die Steuerpolitik aussehen kann. 

1. Vielfältige Rollen von Zivilgesellschaft im Rahmen der 
Budgetpolitik 

Zivilgesellschaftliche Arbeit zur Budgetpolitik ist zumeist eine Einmischung in 
ein Politikfeld, das traditionell FinanzexpertInnen inner- und außerhalb der Re-
gierung überlassen wird. Ausgehend vom Leitspruch „L’état c’est moi!“ – Der 
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Staat respektive das Budget bin ich! – wird Budgetpolitik als Kern staatlichen 
Handelns verstanden. Dieses Verständnis, das vermeintlich in die Zeit des Abso-
lutismus gehört (vgl. auch Michalitsch 2005), gewinnt heute wieder an Aktua-
lität. Gerade in Zeiten der angeblichen Budgetknappheit, zu hoher Defizite und 
überbordender öffentlicher Schulden wird die Budgetpolitik zunehmend wieder 
starren Regeln unterworfen und es wird in Abrede gestellt, dass politischer Hand-
lungsspielraum besteht. Dies ist insbesondere im Rahmen der Europäischen 
Union (EU) mit ihren strikten Defizit- und Schuldenabbauregeln im Rahmen des 
Stabilitäts- und Wachstumspaktes sowie des 2012 neu beschlossenen Fiskalpak-
tes der Fall (zur budget- und wirtschaftspolitischen Steuerung im Rahmen der 
EU vgl. Klatzer/Schlager 2011; 2012, Oberndorfer 2013). Statt der absolutisti-
schen Herrscher sind es heute die FinanzministerInnen, die das Budget und die 
Budgetpolitik als ihr ‚Eigentum‘ darstellen und mithilfe der europäischen Re-
geln den Eindruck erzeugen wollen, es gäbe keine Spielräume für die Gestaltung 
der Budgets bzw. der Einnahmen. Mit Verweis auf ihre budgetpolitische Kom-
petenz und vor allem mit dem Argument knapper Kassen beanspruchen Finanz-
ministerInnen zunehmende Mitsprache- und Vetorechte in sämtlichen Bereichen 
der Regierungspolitik. Vielfach wird auch auf die angebliche Gefahr von Kapi-
talflucht verwiesen, um zu betonen, dass es keine Alternativen zu einer kapital- 
und vermögensfreundlichen Steuergestaltung gäbe. Das ist allerdings mehr eine 
politische Botschaft und Ausrede als eine belegte Tatsache. 

Die Zivilgesellschaft ist also nach wie vor herausgefordert, sich Spielräume 
in Sachen Budgetpolitik zu nehmen bzw. zu erkämpfen. Die Rollen, die zivilge-
sellschaftliche Organisationen, Institutionen oder lose Zusammenschlüsse wahr-
nehmen, sind vielfältig: Sie reichen von Aufbau und Transfer von Wissen, Bil-
dungsarbeit, Kooperation mit Verwaltung oder anderen Institutionen über Lobby-
ing, Anwaltschaft (advocacy), Einfordern von Transparenz und Rechenschafts-
pflichten bis hin zur Einrichtung von Kontrollmechanismen. In diesem breiten 
Spektrum an Möglichkeiten und Notwendigkeiten der Einmischung stellt sich 
die Frage, was Zivilgesellschaft angesichts des gegenwärtigen Defizits an demo-
kratischen Aushandlungsprozessen und der Verengung von Gestaltungsspiel-
räumen überhaupt leisten kann. Und genauer: Was kann der Beitrag feministi-
scher zivilgesellschaftlicher AkteurInnen sein?  

Seit Mitte der 1990er-Jahre hat sich Gender Budgeting international als An-
satz einer geschlechtergerechten Budgetgestaltung (Budlender et al. 2002) eta-
bliert. Gender Budgeting verfolgt das Grundanliegen, Budgetpolitik – sowohl 
auf der Einnahmen- wie auch auf der Ausgabenseite – in den Dienst emanzipa-
torischer Gleichstellungspolitik zu stellen. Insbesondere in der Entstehungs- und 
Verbreitungsphase haben internationale und nationale zivilgesellschaftliche Ak-
teurInnen eine wichtige Rolle gespielt. Mit Gender Budgeting hat auch die Zivil-
gesellschaft eine wirkungsvolle Strategie in die Hände bekommen, um sich in 
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die Budgetpolitik einzumischen. Es ist international anerkannt, dass Gender 
Budgeting dann besonders effektiv umgesetzt werden kann, wenn es gleichzeitig 
durch staatliche wie auch zivilgesellschaftliche Initiativen vorangetrieben wird 
(ebd.). 

Gerade die Steuerpolitik stellt eine besondere Herausforderung für zivilge-
sellschaftliche Einmischung im Sinne des Gender Budgeting dar. Es gilt nach 
wie vor, die Aura der Unnahbarkeit von Steuerpolitik als einer Materie, die aus-
schließlich Experten (und vielleicht auch einigen wenigen Expertinnen) vorbe-
halten ist, zu durchbrechen. Die Präsentation als zutiefst technische Frage funk-
tioniert noch immer als Ausschließungsmechanismus. Daher ist elementar, Wis-
sen über die gesellschafts- und geschlechterpolitische Wirkung von Steuerpolitik 
zu schaffen und vor allem, dieses Wissen dann auch breit zu streuen.  

In den letzten Jahrzehnten haben feministische ÖkonomInnen und zivilge-
sellschaftliche AkteurInnen wesentliche Beiträge geleistet, um den Mythos der 
Geschlechtsneutralität der Steuerpolitik zu entzaubern (vgl. u.a. Barnett/Grown 
2004; Beigewum 2002; Fowode 2003; Women’s Budget Group 2001). Ausge-
hend von Studien zur Einkommens- und Lohnbesteuerung konnte nach und nach 
belegt werden, dass auch die Steuerstruktur und das Verhältnis unterschiedlicher 
Steuern zueinander in Bezug auf die Staatseinnahmen von hoher geschlechter-
politischer Relevanz ist. Gerade in den Ländern des Südens wurden dazu bereits 
früh wesentliche Arbeiten geleistet (beispielsweise in Südafrika, vgl. Women’s 
Budget Initiative 1996; Smith 2000). Dabei wurde vor allem aufgezeigt, dass 
eine Verlagerung der Besteuerung von direkten hin zu indirekten Steuern (allge-
meine Umsatzsteuern) eine Verschiebung der Steuerlast hin zu Frauen zur Folge 
hat. Dies ist darauf zurückzuführen, dass Frauen einerseits einen höheren Anteil 
ihres Einkommens für Konsumgüter ausgeben und andererseits aufgrund der 
Einkommens- und Vermögensverteilung sehr viel weniger von Steuersenkungen 
für Kapitalerträge und -vermögen bzw. höhere Einkommen profitieren. 

Auch die Gestaltung von steuermindernden Tatbeständen – z.B. Absetz- 
und Freibeträge – bei einzelnen Steuern ist für die geschlechterpolitischen Wir-
kungen der Besteuerung sehr bedeutsam. Weil das Steuerrecht sehr intransparent 
ist und es hohe Kosten mit sich bringt, alle steuerlichen Schlupflöcher auszunut-
zen, sind jene benachteiligt, die weniger verdienen und besitzen. Nicht ganzjährig 
beschäftigte ArbeitnehmerInnen bekommen z.B. in Österreich und in Deutsch-
land die von ihnen zu viel bezahlten Steuern nicht automatisch vom Finanzamt 
zurückerstattet, sondern müssen eine Veranlagung durchführen. Oft werden 
Steuervergütungen oder -begünstigungen nicht abgerufen, weil gar keine Steuer-
erklärung abgegeben wird. Es werden keine geschlechterdifferenzierten Daten 
dazu publiziert. Diese wären aber interessant, um die These zu prüfen, dass ins-
besondere Frauen davon betroffen sind, da sie zeitlich mehr belastet sind und 
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niedrige Einkommensschichten, wo viele Frauen zu finden sind, weniger Zugang 
zu Informationen haben.  

Ausgestattet mit Wissen über geschlechterpolitische Aspekte der Steuerpoli-
tik fällt es zivilgesellschaftlichen AkteurInnen leichter, sich in steuerpolitische 
Debatten einzumischen, Vorschläge einzubringen und eine kritische ‚Watch-
Dog‘-Rolle gegenüber staatlichen AkteurInnen einzunehmen oder auch Allianzen 
mit ihnen einzugehen, wo dies sinnvoll und möglich erscheint. Neben der Auf-
gabe, Wissen zu schaffen und Wissen zu verbreiten, gilt es für zivilgesellschaft-
liche AkteurInnen aber auch, breitere Bevölkerungsschichten dafür zu sensibili-
sieren, dass Steuerpolitik wichtig ist und dass sie durchaus Gestaltungsspielräume 
aufweist. Nicht zuletzt weil der gegenwärtige Abbau von wohlfahrtsstaatlichen 
Leistungen meist mit dem Verweis auf ihre angebliche Unfinanzierbarkeit ge-
rechtfertigt wird, ist es besonders notwendig, über steuerpolitische Gestaltungs-
spielräume insgesamt aufzuklären und ganz speziell für eine emanzipatorische, 
das heißt geschlechter- und verteilungsgerechte Steuerpolitik zu mobilisieren. 

2. Beispiele zivilgesellschaftlicher Einmischung in die Steuerpolitik 

Drei Beispiele zivilgesellschaftlichen Engagements in der Steuerpolitik sollen das 
Potenzial emanzipatorischer Einmischung veranschaulichen. Das erste Beispiel 
beschreibt die Arbeit der Women’s Budget Group in Großbritannien, die solide 
Expertise mit dem konkreten Einsatz für steuerpolitische Reformen kombiniert. 
Auch das Beispiel der Gender-Budgeting-Gruppe Watch Group. Gender und 
öffentliche Finanzen aus Österreich verdeutlicht die Rolle von wissenschaftlicher 
Grundlagenarbeit einerseits und Vernetzung mit anderen im Bereich Budgetpoli-
tik tätigen zivilgesellschaftlichen AkteurInnen andererseits. So können Kräfte 
gebündelt werden, um gemeinsam unter anderem ein geschlechtergerechtes zi-
vilgesellschaftliches Alternativbudget zu erarbeiten. Abschließend wird als drit-
tes Beispiel die Arbeit der kanadischen Frauenorganisation United Nations Plat-
form for Action Committee (UNPAC) vorgestellt. Sie konzentriert sich auf Frau-
enbildung und Öffentlichkeitsarbeit mit dem Ziel, die frauenpolitische Relevanz 
von Steuerpolitik deutlich zu machen. 

2.1 Vereinigtes Königreich: Die steuerpolitische Arbeit der Women’s 
Budget Group 

Die Women’s Budget Group (WBG) ist eine der bekanntesten zu Gender Budget-
ing arbeitenden zivilgesellschaftlichen Gruppen und bereits seit Ende der 1980er- 
Jahre kontinuierlich aktiv. Die Schwerpunkte ihrer Tätigkeit liegen auf der Er-
stellung fundierter Expertisen zu einnahmen- und ausgabenseitigen Budgetthe-
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men sowie auf einer entsprechenden Öffentlichkeitsarbeit und Lobbying gegen-
über der Regierung, um gleichstellungspolitische Verbesserungen zu erreichen. 
Der Erfolg der WBG beruht auf einem Netzwerk von Aktivistinnen, Gewerk-
schafterinnen und Wissenschaftlerinnen mit guten Kontakten zu gleichstellungs-
politischen Organisationen, öffentlichen Institutionen und Medien. Jährlich wer-
den mehrere Berichte präsentiert, darunter Kommentare zur Budget- und Steuer-
politik und zu wichtigen Gesetzesvorhaben (vgl. www.wbg.org.uk/RRB_Reports. 
htm). Immer wieder lenken die Frauen der WBG damit die Aufmerksamkeit auf 
ganz konkrete Geschlechteraspekte von steuerpolitischen Maßnahmen und ge-
planten Ausgabenänderungen, bei denen es sich meist um Kürzungen handelt. 
Mit dem Fokus auf Transfers und Steuern betreten sie wissenschaftlich-metho-
disch zudem oft Neuland. 

Im Hinblick auf die Frage, wie die Einnahmen im Haushalt verwendet wer-
den (vgl. hierzu Beblo/Beninger in diesem Band), hat die WBG beispielsweise 
schon früh darauf hingewiesen, dass es einen großen Unterschied macht, ob Fa-
milienleistungen (seien es Direktzahlungen oder Steuererleichterungen) in die 
Geldbörse von Frauen (women’s purse) oder in die Brieftasche von Männern 
(the men’s wallet) fließen. Ist das Geld in Händen von Frauen, kommt es Kin-
dern mehr zugute. Die WBG konnte erreichen, dass der sogenannte Child Tax 
Credit, eine Art Kindergeld, nicht mehr wie bisher als Steuerabsetzbetrag dem 
Hauptverdiener (meist dem Mann) gewährt wird, sondern an die Hauptbetreu-
ungsperson (meist die Frau) ausbezahlt wird (St. Hill 2002: 184). Allerdings ließ 
sich die Regierung nicht durch Gleichstellungsargumente, sondern nur unter 
Hinweis auf Kinder- und Familienförderung von der Notwendigkeit dieser Re-
form überzeugen. 

In einer Studie wurde mit innovativen Methoden und der Kombination von 
Konsumdaten (verfügbar auf Haushaltsebene) der Frage nachgegangen, wie sich 
Änderungen bei indirekten Steuern in den Jahren 2010/2011 auf unterschiedli-
che Haushaltstypen und -zusammensetzung (männliche bzw. weibliche Einzel-
personen- bzw. Paarhaushalte) auswirken (Women’s Budget Group 2011: 3ff). 
Es konnte gezeigt werden, dass die Reformen, die unter anderem eine Erhöhung 
der Umsatzbesteuerung und eine Reduktion von Treibstoffsteuern vorsahen, 
überproportional stark Frauen mit niedrigen Einkommen belasten.  

In Bezug auf das Budget 2012 konnte die WGB belegen, dass die von der 
britischen Regierung durchgeführten Spitzensteuersatzsenkungen massive ge-
schlechterpolitische Verteilungseffekte haben (Women’s Budget Group 2012a, b): 
Sie entlasten vor allem relativ wohlhabende Männer und die damit verbundenen 
Mindereinnahmen führen darüber hinaus zu Kürzungen bei wohlfahrtsstaatlichen 
Leistungen, die insbesondere für Frauen sehr wichtig sind. Ebenso wird gezeigt, 
dass insbesondere Höherverdienende davon profitieren, wenn der Betrag, ab dem 
Einkommenssteuer zu zahlen ist, angehoben wird. Diejenigen, deren Einkom-
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men bereits unterhalb der Schwelle liegen, profitieren hingegen gar nicht; weil 
Frauen im Schnitt niedrigere Einkommen als Männer haben, sind sie in dieser 
Gruppe mit 73 Prozent überproportional vertreten. Und die Steuerersparnis für 
Höherverdienende, mehrheitlich Männer, ist sehr viel größer als für jene, mehr-
heitlich Frauen, die keine Steuern mehr zahlen müssen, weil ihre Einkommen 
durch die Anhebung unter die Schwelle fallen, ab der Einkommensteuer zu zah-
len ist. Bestehende Steuerschlupflöcher, aber auch Steuererleichterungen führen 
zu großen Einnahmeausfällen für den Staat und kommen vor allem hohen Ein-
kommen und damit wiederum mehrheitlich Männern zugute. Unter dem Motto 
„No to tax cuts, yes to plan F, a Feminist Plan for Recovery“ fordert die WBG 
deshalb, die Steuerminderungstatbestände weitgehend zu beseitigen und die Mehr-
einnahmen in Beschäftigungsprogramme sowie soziale und andere Infrastruktur 
zu investieren. Die Women’s Budget Group legt mit ihrer Arbeit Analysen zu 
geschlechterpolitischen Auswirkungen der Budgetpolitik vor. Gemäß geltender 
Rechtslage in Großbritannien müsste eigentlich die Regierung selbst derartige 
Analysen erstellen. In diesem Zusammenhang ist eine Klage interessant, die die 
Fawcett Society – eine bedeutende zivilgesellschaftliche Organisation für Gleich-
stellung und Frauenrechte, die auch eng mit der WBG vernetzt ist – im Jahr 
2010 gegen die Regierung angestrengt hat (vgl. Fawcett Society 2013). Gegen-
stand der Klage war, dass die Regierung es unterlassen hatte, ihr sogenanntes 
Emergency-Budget 2010 einem Gender Equality Impact Assessment (GEIA) zu 
unterziehen, also eine gleichstellungspolitische Gesetzesfolgenabschätzung vor-
zunehmen. Die Klägerinnen argumentierten, dass die steuerlichen und ausgaben-
seitigen Maßnahmen insbesondere Frauen überproportional hart treffen und dass 
die Regierung rechtlich verpflichtet gewesen wäre, ein GEIA durchzuführen und 
Maßnahmen vorzusehen, um diese einseitige Belastung zu vermeiden. Obwohl 
es letztlich nicht zu der angestrebten gerichtlichen Prüfung des Budgets kam, 
stellten sowohl das Gericht als auch die Regierung selbst im Rahmen des Ver-
fahrens explizit die Verletzung gesetzlicher Verpflichtungen fest. Damit konnte 
viel mediale und öffentliche Aufmerksamkeit auf das Thema gelenkt werden. 

2.2 Österreich: Von der Watch Group zum geschlechtergerechten 
zivilgesellschaftlichen Zukunftsbudget 

In Österreich gibt es seit dem Jahr 2000 ein  
 

„Netzwerk von Wissenschafterinnen (...), die zu Gender Budgeting bzw. Ge-
schlechtergerechter Budgetgestaltung arbeiten und dessen politische Umsetzung 
in Österreich – als unabhängige zivilgesellschaftliche Gruppe – vorantreiben, be-
obachten und sich mit kritischer Stimme einmischen.“ (Watch Group o.J.: 3) 

 

Dieses Netzwerk bezeichnet sich inzwischen als Watch Group. Gender & öf-
fentliche Finanzen und setzt mit Expertisen und Lobbyarbeit wesentliche inno-
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vative Impulse, um Gender Budgeting in Österreich bekanntzumachen und seine 
Umsetzung zu forcieren. Insbesondere bei der Integration von Gender Budgeting 
in die gesetzlichen Vorgaben im Rahmen einer großen Budgetreform in Öster-
reich war die Arbeit der Gruppe maßgeblich. Sie liefert ein anschauliches Bei-
spiel für die Bedeutung alternativer Wissensproduktion, gepaart mit zivilgesell-
schaftlichen Aktivitäten zur Umsetzung von Gleichstellungsinteressen. Die Watch 
Group analysiert die gesamten Staatsfinanzen, also auch die Staatseinnahmen, 
aus der Geschlechterperspektive. Bereits ihre erste Publikation (Beigewum 2002) 
enthält ein ausführliches Kapitel hierzu. Darüber hinaus wird der Fokus auf den 
Zusammenhang von Staatseinnahmen und Staatsausgaben gelegt:  
 

„Einnahmen und Ausgaben sind ursächlich miteinander verbunden. Es handelt sich 
um zwei Seiten derselben Münze, eine halbe Münze hat bekanntlich keinen 
Wert.“ (Ebd.: 165f.) 

 

Unter dem Motto „Einen schlanken Staat können sich maximal reiche Männer 
leisten!“ greift die Watch Group die Diskussion um die Senkung der Abgaben-
quote in Österreich auf und legt dar, dass sich eine solche Maßnahme „auf beiden 
Seiten des Staatshaushalts zu Lasten der Frauen“ (ebd.: 172) auswirken würde. 
 

„Eventuelle Steuerentlastungen werden jenen zu Gute kommen, die gut organi-
siert sind und ihre Entlastungsinteressen stark vorbringen können. Die Unterneh-
mensseite kann lang versprochene Steuerentlastungen erneut einfordern. Das Mo-
bilitätsargument des Kapitals diente bislang schon zahlreichen Steuerentlastun-
gen. Frauen besitzen weniger Kapitalwerte als Männer, sind weniger oft Unter-
nehmerinnen und beziehen generell weniger Einkommen als Männer. Sie sind 
häufiger in flexiblen, atypischen und prekären Jobs beschäftigt. Eine Steuer- und 
Abgabensenkung wird daher die finanzielle Situation der Frauen nicht nur nicht 
verbessern, sondern sie über die Ausgabenkürzung vielmehr verschlechtern.“ 
(Ebd.: 172f.). 

 

Die Watch Group hat grundlegende Anforderungen an eine Reform des Abga-
bensystems formuliert mit dem Ziel, die Progressivität – d.h. gestaffelt steigende 
Steuersätze für höhere Einkommen bzw. Vermögen – zu erhöhen, anstatt iso-
lierte Steuersenkungen vorzunehmen. Dazu zählen (vgl. ebd.: 196f.): 
 

– eine progressive Gestaltung der Sozialversicherungsbeiträge, die derzeit in 
Österreich aufgrund der Höchstbeitragsgrundlage1 regressiv wirken;  

– die Einführung einer Wertschöpfungsabgabe, um nicht nur über Löhne und 
Gehälter, sondern über die Berücksichtigung von Abschreibungen, Gewin-

                                                           
1 Die Höchstbeitragsgrundlage bezeichnet die Schwelle, oberhalb derer das Einkommen 

eines Versicherten zur österreichischen Sozialversicherung beitragsfrei bleibt, d.h. bei 
höheren Bezügen steigen die Beiträge nicht mehr an. Diese Obergrenze wird jährlich 
angepasst.  
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nen und Kapitalzinsen auch kapitalintensive Betriebe stärker in die Finan-
zierung des sozialen Sicherungssystems einzubeziehen;  

– die Einführung von Ökosteuern mit einer steuerbefreiten Grundsicherung an 
Energieressourcen, um Personen mit geringem Einkommen nicht zu be-
lasten; 

– die Aufhebung der regressiven Wirkung von Verbrauchsteuern (also der in 
Relation zum Einkommen höheren Steuerbelastung bei niedrigeren Ein-
kommen), beispielsweise durch Anhebung der Steuersätze auf Luxusgüter 
bei gleichzeitiger Absenkung der Steuersätze bei Gütern des täglichen Le-
bens bzw. einer Steuerbefreiung für untere Einkommensgruppen (Ver-
brauchsteuerveranlagung) sowie  

– die verstärkte Besteuerung von Kapital und Vermögen und die Schließung 
von Steuerschlupflöchern, insbesondere durch internationale Zusammenar-
beit. 

 

Frauen würden von solchen Maßnahmen mehrfach profitieren: Zum einen durch 
die Entlastung im unteren Einkommensbereich, wo sie überproportional vertre-
ten sind, und zum anderen durch die Erschließung zusätzlicher Einnahmen für 
den Ausbau des Wohlfahrtsstaates, aber auch durch Beschäftigungseffekte ein-
zelner Maßnahmen. 

Weiterhin ist die transparente Gestaltung des Steuersystems für die Watch 
Group von entscheidender Bedeutung, um Diskussionen und eine breite Beteili-
gung zu ermöglichen. Die Arbeiten zu den Staatseinnahmen werden über diese 
erste Publikation hinaus (vgl. Watch Group 2006) weitergeführt. Ein Fokus liegt 
auch auf der Zusammenarbeit mit verschiedenen aufgeschlossenen AkteurInnen 
innerhalb der Verwaltung, insbesondere im Finanzministerium. Durch die De-
batten wurden Analysen zu Geschlechteraspekten der Lohnsteuer im Finanzmi-
nisterium selbst angeregt (Arbeitsgruppe Gender Mainstreaming im BMF 2002; 
siehe auch Fritz in diesem Band). Allerdings wird zumindest teilweise im Fi-
nanzministerium auch heute noch die Position vertreten, dass sich die Frage un-
terschiedlicher Auswirkungen auf Männer und Frauen allenfalls bei der Lohn- 
bzw. Einkommensteuer stelle und alle anderen Steuern absolut neutral in Bezug 
auf die Geschlechterwirkungen seien. Um diesen Mythos zu entlarven, ist wei-
terhin intensive Lobby- und Öffentlichkeitsarbeit nötig. 

Ein weiterer Meilenstein wurde erreicht, als das Finanzministerium eine 
Studie über die Genderaspekte im Finanzressort in Auftrag gab, an der Frauen 
aus der Watch Group beteiligt waren (vgl. Biffl et al. 2006). Die Studie diente 
unter anderem dazu, Hilfestellungen zu entwickeln, wie im Finanzministerium 
selbst die Geschlechterrelevanz von einzelnen Steuern herausgearbeitet werden 
könnte. Hier zeigte sich, dass nicht alle Arbeiten zu den erwünschten Wirkungen 
führen (können): Die Studie wurde zwar öffentlich präsentiert und die entwi-
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ckelten Ansätze wären nach wie vor von großer Relevanz, sie wurde aber im 
Finanzministerium bislang nicht in erkennbarem Maße zur Umsetzung in der 
Steuerpolitik herangezogen. 

Neben der Erarbeitung von innovativem Wissen ist als Spezifikum der Tä-
tigkeit der Watch Group hervorzuheben, dass sie direkt mit der Verwaltung, 
aber auch mit VertreterInnen politischer Parteien zusammenarbeitet. Diese viel-
fältigen Formen der direkten Kommunikation, Kooperation und Lobbyarbeit ha-
ben viel zum Erfolg der Watch Group beigetragen. Allerdings ist dieser Erfolg 
differenziert zu sehen. Formell ist die Arbeit der Watch Group tatsächlich eine 
Erfolgsgeschichte, denn ihre Impulse haben dafür gesorgt, dass Gender-Budg-
eting-Prozesse in Verwaltungsprozesse und in Budgetgesetze integriert wurden. 
Auch im Finanzministerium wurden inzwischen viele Initiativen ergriffen (vgl. 
Fritz in diesem Band). Substanzielle Verbesserungen der Gleichstellungssitua-
tion sind vor allem in Bezug auf die Nutzung von Gestaltungsspielräumen im 
Steuerbereich bisher jedoch nicht zu verzeichnen.  

In Österreich gibt es derzeit keine institutionell verankerte, aber unabhängig 
agierende Institution, die die Gleichstellungswirkungen der Budget- und Steuer-
politik einem kritischen Monitoring unterwirft. Die Forderung der Watch Group 
nach einem solchen unabhängigen Beirat, der mit Personen aus Zivilgesellschaft 
und Forschung besetzt werden sollte, blieb bislang ebenfalls ungehört.  

Angesichts einer gemischten Erfolgsbilanz und beschränkter Ressourcen ist 
es für die Watch Group ebenso wie andere zivilgesellschaftliche Gruppen immer 
wieder nötig, neue Strategien zu entwickeln. Unter anderem beteiligt sie sich an 
einer breiten Allianz mit dem Namen „Wege aus der Krise“, in der Nichtregie-
rungsorganisationen, Gewerkschaften und zivilgesellschaftliche Netzwerke seit 
mehreren Jahren zusammenarbeiten, um ein „Zivilgesellschaftliches Zukunfts-
budget“ erarbeiten. Dieses alternative Budget wird jährlich zeitgleich mit dem 
offiziellen Budget der Bundesregierung präsentiert (Wege aus der Krise 2012). 
Wesentliches Ziel ist es, alternative Diskurse über Budgetpolitik zu fördern, aber 
auch Einspruch gegen die gegenwärtige Krisenpolitik in Österreich und auf 
europäischer Ebene zu erheben, in deren Folge der Wohlfahrtsstaat zunehmend 
abgebaut und die Budget- und Wirtschaftspolitik weiter entdemokratisiert wird. 
Die Kooperation wurde über Jahre hinweg verstärkt und konkretisiert sich der-
zeit in gemeinsamen Arbeitsgruppen. Ihr Ziel ist es, Gleichstellungsaspekten im 
Zukunftsbudget mehr Aufmerksamkeit zu widmen. Auch in anderen Ländern 
gibt es ähnliche zivilgesellschaftliche Budgetinitiativen, insbesondere in Kanada, 
wo jährlich vom Canadian Center for Policy Alternatives das „Alternative Fed-
eral Budget“ mit expliziten Arbeiten zu Gleichstellung veröffentlicht wird (vgl. 
www.policyalternatives.ca/). 

Im zivilgesellschaftlichen Zukunftsbudget kommt den Steuereinnahmen all-
gemein ein großer Stellenwert zu; beim Zukunftsbudgets des Jahres 2013 unter 
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dem Motto „Gerecht verteilt. Ökologisch nachhaltig. Geschlechtergerecht. Zu-
kunftsorientiert. Demokratisch.“ bilden sie einen wesentlichen Schwerpunkt. 
Unter der Überschrift „Überfluss besteuern“ werden Vorschläge vorgestellt, wie 
zusätzliche Staatseinnahmen erzielt werden können. Dabei sind die Einführung 
bzw. Reformen vermögensbezogener Steuern, eine höhere Progression bei der 
Einkommens- bzw. Lohnsteuer, Reformen der Ökosteuern, Besteuerung der Fi-
nanztransaktionen ebenso ein Thema wie die Abschaffung etlicher steuerredu-
zierender Ausnahmen, die oft ungleiche Verteilungs- und Geschlechterwirkun-
gen haben. Insgesamt wird kontinuierlich an Vorschlägen gearbeitet, die eman-
zipatorische Dimension des Budgets zu vertiefen. Die Allianz nutzt das Zu-
kunftsbudget, um Öffentlichkeits- und Medienarbeit zu leisten, aber auch um 
alternatives Wissen zur Haushalts- und Steuerpolitik zu erweitern.2 

2.3 Kanada: I love taxes! 

Das Beispiel aus Kanada stellt eine Kampagne vor, die Budget- und insbeson-
dere Steuerthemen einer breiten Öffentlichkeit nahezubringen versucht. Sie will 
verdeutlichen, warum Steuern wichtig für alle BürgerInnen sind, und aufzeigen, 
dass es sich insbesondere auch für Frauen lohnt, sich damit auseinanderzusetzen.  

Die United Nations Platform for Action Committee (UNPAC) Manitoba 
wurde 1996 nach der Weltfrauenkonferenz in Peking gegründet, um sicherzu-
stellen, dass die dort gefassten Beschlüsse von der Regierung auch umgesetzt 
werden. UNPAC setzt vor allem auf eine breite Sensibilisierung und Bildung der 
Bevölkerung; um seine Themen bekannt zu machen, nutzt es vor allem die Me-
dien, arbeitet aber auch mit Regierung und Parlament zusammen.  

Besonders interessant ist die Art und Weise, in der UNPAC das Thema 
Steuern aus der Frauenperspektive aufbereitet. Im Rahmen eines Gender-Budget-
ing-Projekts zwischen 2004 und 2008 wurde der Schwerpunkt auf die Reduktion 
der Frauenarmut gelegt. Der Begriff Frauenarmut meint dabei nicht nur einen 
Mangel an Geld (money-poor), sondern auch einen Mangel an Zeit (time-poor), 
weil der Tag nicht genug Stunden hat, damit Frauen all das tun können, was von 
ihnen erwartet wird. Es ging darum aufzuzeigen, dass sowohl Einnahmen wie 
auch Ausgaben in Budgets Einfluss auf diese beiden Aspekte der Frauenarmut 
haben.  

Konkret sollte die Kampagne „I love taxes“ einerseits das ökonomische Wis-
sen von Frauen verbessern und sie ermutigen, sich am Budgetprozess zu beteili-

                                                           
2 Auch in anderen Ländern gibt es ähnliche zivilgesellschaftliche Budgetinitiativen, insbe-

sondere in Kanada, wo das Canadian Center for Policy Alternatives jährlich ein „Alter-
native Federal Budget“ mit expliziten Stellungnahmen zur steuerlichen Gleichstellung 
veröffentlicht (vgl. www.policyalternatives.ca/). 
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gen, andererseits aber auch die Regierung dazu auffordern, ein möglichst ge-
schlechtergerechtes Budget zu erstellen. Für beide Ziele wurden Materialien und 
Ressourcen erstellt, die komplexe ökonomische Zusammenhänge möglichst ein-
fach darstellen und vermitteln sollten. Einzelne besonders charakteristische und 
eindrückliche Elemente der Kampagne werden im Folgenden näher dargestellt. 
Es soll damit ein besonders gelungenes Beispiel der einfachen Kommunikation 
von komplexen ökonomischen Zusammenhängen dokumentiert werden.  

Im Zentrum der Kampagne stand die „Femme Fiscale“, eine Superheldin, 
die wichtige Themen der Kampagne verkörperte und öffentlichkeitswirksam ein-
gesetzt werden konnte. Zum einen schlüpfen reale Personen in die Rolle der 
Femme Fiscale und erscheinen beispielsweise zu einem Treffen mit dem Finanz-
minister, bei dem ein Forderungskatalog von Frauen zur Budgetpolitik übergeben 
wurde. Derartige Aktionen erzeugten Medieninteresse und lösten rege Diskus-
sionen aus. Die Femme Fiscale existiert aber auch als Cartoon-Figur (vgl. Abb. 1) 
und trägt beispielsweise als Protagonistin in einer Postkartenserie dazu bei, mög-
lichst anschaulich zu erklären, welche Bedeutung einzelne Ausgabenbereiche wie 
etwa öffentlicher Verkehr, Kinderbetreuungsplätze und sozialer Wohnbau für 
Frauen haben und warum Steuern insbesondere für Frauen wichtig sind. 

 
Abb. 1: Postkartenserie zur Kampagne „I love taxes“ (Ausschnitt) 
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Abb. 1: (Fortsetzung) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: www.unpac.ca/resources-femme.html (zuletzt aufgesucht am 26.06.2013) 
 

Das Kampagnenmotto „I love taxes“ war darauf ausgerichtet, der negativen 
Stimmung gegenüber dem öffentlichen Sektor allgemein und insbesondere ge-
genüber Steuern entgegenzuwirken. Im Dialog der Femme Fiscale mit dem 
Golden Boy, einer lokal bedeutsamen symbolträchtigen Figur, die unter ande-
rem für Erfolg und Ressourcenreichtum steht, wird im Cartoon die Bedeutung 
der Steuern folgendermaßen erläutert (vgl. Abbildung 1):  
 

„Er: Warum sind Steuern wichtig?  
 

Sie: Steuern verbessern das Leben vieler Frauen. 
 

Er: Was meinst Du damit? 
 

Sie: Kinder aufziehen, sich um die alternden Eltern kümmern und ehrenamtliche 
Arbeit bringen kein Geld. 

 

Er: ... wegen all dieser wertvollen, nicht wertgeschätzten und unbezahlten Arbeit 
... sind viele Frauen arm und auf öffentliche Unterstützung angewiesen. 

 

Sie: Ja, zum Beispiel auf Sozialwohnungen, bezahlbare Kinderbetreuung und So-
zialhilfe. 
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Er: Weil Männer meistens mehr verdienen, profitieren sie vermutlich auch mehr 
von Steuersenkungen. 

 

Sie: Es ist wichtig, die Dinge aus der Sicht von Frauen zu betrachten. Ein Budget, 
das für Frauen gut ist, ist für alle gut. 

 

Er: Wenn ich (...) für eine bessere Zukunft für alle BürgerInnen Manitobas ein-
trete, dann gilt also auch für mich: Ich liebe Steuern!“ 

 

Die Aktivitäten der UNPAC richteten ein besonderes Augenmerk auf die Förde-
rung der Partizipation von Frauen am Budgetprozess, unter anderem durch akti-
vierende Workshops, aber auch durch eine Postkartenaktion, mit der Interessierte 
ihre Botschaften zum Budget und zur Budgetpolitik einfach an den Finanzmi-
nister schicken konnten. 

3. Ausblick 

Alle drei vorgestellten Beispiele stehen stellvertretend für viele andere zivilge-
sellschaftliche Initiativen und zeigen, wie Frauen sich mit viel Kreativität und 
Fachwissen Räume schaffen, um Aufmerksamkeit auf die Wechselwirkung zwi-
schen Budgets und Steuerpolitik zu lenken, den öffentlichen Diskurs zu erwei-
tern und um die Budget- bzw. Steuerpolitik zu beeinflussen. Es ist nicht nur not-
wendig, sondern auch möglich, mit Steuern emanzipatorisch zu steuern. Um das 
Steuersystem geschlechtergerecht zu gestalten, muss diese Einmischung, die bis-
her auf dem Engagement einzelner zivilgesellschaftlicher Gruppen beruht, jedoch 
auf ein breiteres Fundament gestellt werden. Dazu bedarf es im Wesentlichen 
dreier Elemente: 
 

1. Es müssen Ressourcen bereitgestellt werden, um das Wissen über emanzi-
patorische Steuerpolitik zu erweitern und zu verbreiten. 

2. Transparenz und Partizipation müssen als Kernelemente einer emanzipatori-
schen Steuerpolitik anerkannt werden. 

3. Geschlechterdiskriminierungen und Ungleichstellung müssen besteuert wer-
den. 

 

Die Dynamik der Arbeiten zu Gender Budgeting allgemein und geschlechterge-
rechte Steuerpolitik im Besonderen belegt, dass sehr viel an Wissen zu diesem 
Themenbereich außerhalb der Hochschulen geschaffen wird. Eine zunehmende 
Verengung der ökonomischen Disziplin sorgt dafür, dass an den Orten konven-
tioneller Wissensproduktion – wenn überhaupt – nur vereinzelt Platz für femi-
nistische Ökonomie und noch viel weniger für feministische Finanzwissenschaft 
oder Steuerlehre ist. Die öffentliche Hand hat aber die Pflicht, dieses Wissens-
gebiet auch zu fördern.  
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Zusätzlich bräuchte es auch innerhalb der öffentlichen Verwaltung ausrei-
chend Augenmerk und Ressourcen für geschlechtsspezifische Fragestellungen in 
der Steuerpolitik. Insbesondere bedarf es der Erhebung und Verarbeitung ausrei-
chender geschlechterdifferenzierter Daten über Besteuerungstatbestände, Steuer-
aufkommen und auch über die Inanspruchnahme von steuermindernden Regeln. 
Ebenso müssten Untersuchungen zu Geschlechteraspekten von Steuervermei-
dungsstrategien erfolgen. 

Es wäre auch an der Zeit, die wichtige Funktion von zivilgesellschaftlichen 
Organisationen für die Demokratisierung der Budget- und Steuerpolitik anzuer-
kennen und für eine öffentliche Finanzierung dieser gesellschaftlich notwendi-
gen und wertvollen Arbeit zu sorgen. Darüber hinaus ist es nötig, ausreichend 
Ressourcen bereitzustellen, um eine breite ökonomische Alphabetisierung (eco-
nomic literacy) insbesondere auch über die gleichstellungspolitische Bedeutung 
von Budget- und Steuerpolitik zu ermöglichen. 

Die Budget- und insbesondere die Steuerpolitik in Kontinentaleuropa zeich-
net sich durch große Intransparenz aus. Damit eröffnen sich für der Regierung 
nahestehende oder finanzkräftige Interessengruppen vielfältige Interventionsmög-
lichkeiten, um die Steuerbestimmungen zu ihren Gunsten zu beeinflussen. Dem-
gegenüber wäre es im öffentlichen Interesse, das Steuerrecht möglichst trans-
parent zu machen. Das kann insbesondere durch einfache und nachvollziehbare 
Steuerbestimmungen, aber auch durch das Bereitstellen öffentlich zugänglicher, 
aufgeschlüsselter und aussagekräftiger Daten über Steuereinnahmen erreicht 
werden. Gleichzeitig sollte die Gestaltung des Steuerrechts nicht mehr von elitä-
ren ExpertInnenzirkeln bestimmt werden, sondern unter aktiver Beteiligung 
breiter Kreise der Bevölkerung erfolgen. Dabei wäre es langfristig denkbar, dass 
BürgerInnen über wesentliche Bereiche der Staatseinnahmen und -ausgaben 
mitentscheiden. Eine grundlegende Voraussetzung dafür, dass solche Partizipa-
tionsprozesse auch funktionieren, sind allerdings fundierte Informationen und 
Debatten, die nicht von einzelnen Interessengruppen gekapert werden. Als Aus-
gleich für die einseitige Einflussnahme von solchen Interessengruppen könnte 
zwischenzeitlich ein unabhängiger zivilgesellschaftlicher Gender-Budget- und 
Steuerbeirat eingerichtet werden, der die Bundesregierung in Fragen geschlech-
tergerechter Budget- und Steuerpolitik berät und öffentliche Stellungnahmen zur 
Politik der Regierung abgibt. 

Und nicht zuletzt: Mit Steuern emanzipatorisch steuern kann auch heißen, 
darüber nachzudenken, was besteuert werden muss. Die ungleiche Verteilung 
bezahlter und unbezahlter Arbeit zwischen den Geschlechtern, die geringe Rep-
räsentanz von Frauen in leitenden Positionen und die großen Einkommensdiffe-
renzen zwischen Männern und Frauen – das sind nur einige der zentralen Un-
gleichheiten zulasten von Frauen. Diese langlebigen Diskriminierungen könnten 
und sollten besteuert werden. Damit ließen sich einerseits zusätzliche Einnah-
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men generieren, um – demokratisch gestaltete – öffentliche Dienstleistungen im 
Bereich der Sorge für Kinder, Alte und Kranke zu finanzieren. Andererseits 
würden zusätzliche Anreize geschaffen, diese Diskriminierungen rasch abzu-
bauen. So könnte beispielsweise eine Gender-Pay-Gap-Steuer erwogen werden. 
Die Idee ist, dass alle Institutionen, in denen es starke Einkommensdifferenzen 
zwischen den Geschlechtern gibt, gestaffelt nach Höhe dieser Einkommenslücke 
eine Steuer zu zahlen haben. Solange qualifizierte Frauen in Unternehmen oder 
Organisationen an eine Art gläserne Decke (glass ceiling) stoßen und auf der 
Führungsebene unterrepräsentiert sind, könnte des Weiteren eine Glass-Ceiling-
Steuer eingeführt werden. Was die ungleiche Verteilung von bezahlter und un-
bezahlter Arbeit angeht, könnte eine Kinderbetreuungsdefizit-Steuer von jenen 
Institutionen erhoben werden, in denen der Anteil an Männern in Elternzeit bzw. 
Kinderbetreuungskarenz geringer ist als der von Frauen.  

In den Länderbeispielen wird deutlich, dass zivilgesellschaftliche AkteurIn-
nen in den letzten Jahrzehnten eine wesentliche und innovative VorreiterInnen-
Rolle im Hinblick auf emanzipatorische Steuerpolitik eingenommen haben. Diese 
Art der Einmischung wird weiter nötig sein. Gleichzeitig muss daran erinnert 
werden, dass emanzipatorische, geschlechtergerechte Steuerpolitik kein Luxus, 
sondern eine Verpflichtung aller staatlichen AkteurInnen ist.  
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